
MBI. LSA Nr. 43/2022 vom 12.12.2022 

G. Ministerium für Wirtschaft, 
Tourismus, Landwirtschaft und Forsten 

707 
Richtlinien über die Gewährung 

von Zuwendungen zur Förderung 
von Existenzgründungen im Handwerk 
(Richtlinien Meistergründungsprämie) 

RdErl. des MWL vom 9. November 2022 - 23-04011 

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 

1.1 Das Land Sachsen-Anhalt gewährt auf der Grundlage 

a) der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung des 
Landes Sachsen-Anhalt vom 30. April 1991 (GVBI. LSA 
S. 35), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. Mai 2022 (GVBI. LSA S. 127), in der jeweils gel­
tenden Fassung, einschließlich der dazu ergangenen 
Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung 
(RdErl. des MF vom 1. Februar 2001, MBI. LSA S. 241, 
zuletzt geändert durch RdErl. vom 21. Dezember 2017, 
MBI. LSA 2018 S. 211), in der jeweils geltenden Fas­
sung, 

b) des Zuwendungsrechtsergänzungserlasses (RdErl. des 
MF vom 6. Juni 2016, MBI. LSA S. 383, zuletzt geändert 
durch RdErl. vom 28. September 2022, MBI. LSA S. 510) 
in der jeweils geltenden Fassung, 

c) der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 
18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI. L 352 
vom 24.12.2013, S. 1 ), geändert durch Verordnung (EU) 
2020/972 (ABI. L 215 vom 7.7.2020, S. 3), in der je­
weils geltenden Fassung 

sowie nach Maßgabe dieser Richtlinien Zuwendungen zur 
besseren Unterstützung von Existenzgründungen im Hand­
werk. 

1.2 Ziel ist es, im Bereich des Handwerks einen Anreiz für 
Neugründungen oder Unternehmensnachfolgen zu setzen, 
um hierdurch den Bestand von Meisterbetrieben in Sach­
sen-Anhalt abzusichern oder zu steigern sowie hieraus 
resultierend die Wirtschaftskraft des Landes zu stärken. 

1.3 Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht, die Bewilligungsstelle entscheidet aufgrund ihres 
pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel. 

2. Gegenstand der Förderung 

2.1 Gegenstand der Förderung ist die erstmalige Grün­
dung einer nachhaltigen und selbstständigen Vollexistenz 
durch Handwerksmeister in Sachsen-Anhalt. 

2.2 Gefördert werden die für Betriebsneugründungen 
sowie Übernahmen von Betrieben im Bereich des Hand­
werks notwendigen Investitionen. 

3. Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger sind Handwerksmeister in Sach­
sen-Anhalt, wenn sie 

a) Bürger der Europäischen Union sind oder die Aufent­
haltserlaubnis eine selbstständige Existenz nicht aus­
schließt, 

b) sich nach Ablegung der deutschen Meisterprüfung in 
dem Handwerk selbstständig machen, zu dem die 
Meisterprüfung berechtigt. 

4. Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 Die Betriebsneugründung oder Übernahme eines 
Betriebes muss im Bereich des Handwerks sowie innerhalb 
des Landes Sachsen-Anhalt erfolgen. 

4.2 Mit dem Vorhaben darf erst nach Bekanntgabe des 
Zuwendungsbescheides begonnen werden. Als Vorhaben­
beginn ist regelmäßig der Abschluss eines der Betriebs­
neugründung oder der Übernahme eines Handwerks­
betriebes zuzurechnenden Lieferungs- und Leistungs­
vertrages zu werten sowie die Gewerbeanmeldung oder 
der Eintrag in die Handwerksrolle. 

4.3 Die beabsichtigte Betriebsneugründung oder Über­
nahme eines Betriebes muss die Gewähr einer mindestens 
dreijährigen Bestandsfrist bieten. Innerhalb dieses Zeit­
raums darf keine Aufgabe oder Verlagerung der Produk­
tionstätigkeit an einen Standort außerhalb von Sachsen­
Anhalt erfolgen und keine Änderung der Eigentums­
verhältnisse hinsichtlich der geförderten Investitionen und 
Betriebsmittel eintreten. 

4.4 Die für den beabsichtigten Unternehmenssitz zu­
ständige Handwerkskammer bestätigt die fachliche und 
persönliche Eignung des Gründers nach Nummer 3 sowie 
die wirtschaftliche Tragfähigkeit und Nachhaltigkeit der 
beabsichtigten Neugründung oder Übernahme und erklärt 
die Voraussetzungen für erfüllt. 

4.5 Die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erforder­
lichen Ausgaben für Investitionen und Betriebsmittel, 
ohne Investitionen in bauliche Infrastruktur und ohne Per­
sonalausgaben und Unternehmerlohn, müssen mindes­
tens 15 000 Euro betragen. 

4.6 Die öffentlichen Beihilfen, die der Antragsteller nach 
Maßgabe der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 in den letzten 
drei Steuerjahren erhalten hat, dürfen einschließlich der 
Förderung nach diesen Richtlinien den zulässigen Gesamt­
betrag gemäß der Anlage nicht überschreiten. 

4.7 Die Förderung anderer öffentlicher Stellen (insbeson­
dere des Bundes oder der Europäischen Union) für den 
gleichen Zweck geht der Förderung nach diesen Richtlinien 
vor und schließt die Förderung nach diesen Richtlinien aus. 

4.8 Bei allen öffentlichkeitswirksamen Maßnahmen (online 
wie offline) im Zusammenhang mit dem geförderten Grün­
dungsvorhaben ist auf die Bezuschussung mit Landes­
mitteln durch das Land Sachsen-Anhalt in deutlicher Art 
und Weise hinzuweisen. Näheres hierzu regelt der Zuwen­
dungsbescheid. 
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5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

5.1 Zuwendungsart 

Die Zuwendung wird als Projektförderung gewährt. 

5.2 Finanzierungsart 

Die Zuwendung wird als Festbetragsfinanzierung ge­
währt. 

5.3 Form der Zuwendung 

Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss 
gewährt. 

5.4 Höhe der Zuwendung 

Die Höhe der Zuwendung beträgt 10 000 Euro. 

Die zuwendungsfähigen Ausgaben werden in Form einer 
Pauschalfinanzierung gemäß Nummer 4 des Zuwendungs­
rechtsergänzungserlasses gewährt. 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1 Die Gewährung der Zuwendung steht unter der auf­
lösenden Bedingung, dass die Auszahlungsvoraussetzun­
gen nach Nummer 7.4 nicht innerhalb von zwölf Monaten 
nach Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides nachge­
wiesen werden. 

6.2 Mit dem Antrag ist der Nachweis zu erbringen, dass 
die Gesamtfinanzierung gesichert ist. Sofern im Einzelfall 
erforderlich, ist dazu eine Bestätigung der Hausbank oder 
anderer Geldgeber vorzulegen. 

6.3 In Abweichung von Nummer 6 der Allgemeinen Ne­
benbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 
(ANBest-P, Anlage 2 zur W Nr. 5.1 zu § 44 LHO) erfolgt 
der Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung in­
nerhalb von zwölf Monaten nach Bekanntgabe des Zu­
wendungsbescheides durch den Nachweis der erfolgten 
Gründung sowie die Abgabe einer Bestätigung, dass die 
nach Nummer 4.5 geforderten Ausgaben in Höhe von min­
destens 15 000 Euro geleistet wurden. Hierbei wird auf die 
Vorlage von Belegen, Rechnungen, Zahlungsnachweisen 
und Ähnliches verzichtet. Die Bewilligungsstelle ist jedoch 
berechtigt, sich Rechnungen und Zahlungsnachweise im 
Original im Rahmen von Stichprobenkontrollen vorlegen zu 
lassen oder anlässlich von Vor-Ort-Überprüfungen einzu­
sehen. Die Belege unterliegen des Weiteren der Aufbewah­
rungspflicht gemäß Nummer 6.9 der Allgemeinen Neben­
bestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung. 
Auf die Vorlage des entsprechend Nummer 6.1 Satz 2 der 
Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung gegebenenfalls erforderlich werdenden 
Zwischennachweises wird verzichtet. 

6.4 Bei der Zuwendung handelt es sich in voller Höhe um 
eine De-minimis-Beihilfe im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. 1407 /2013. Daher sind zusätzlich und vorrangig die in 
der Anlage aufgeführten (De-minimis spezifischen) Fest­
legungen einzuhalten. 
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6.5 Die Zuwendung ist eine Subvention im Sinne des 
§ 264 des Strafgesetzbuches und unterliegt daher bei 
Vorliegen eines Subventionsbetruges der strafrechtlichen 
Verfolgung. Die Zuwendungsempfänger sind bei der An­
tragstellung und bei der Erteilung des Zuwendungsbe­
scheides auf die subventionserheblichen Tatsachen sowie 
auf die Strafbarkeit des Subventionsbetruges nach § 264 
des Strafgesetzbuches (VV Nr. 3.5.1 zu§ 44 LHO) hinzu­
weisen. Im Zuwendungsbescheid ist darüber hinaus auf 
die Offenbarungspflicht nach § 1 des Subventionsgesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt vom 9. Oktober 1992 (GVBI. 
LSA S. 724) in Verbindung mit§ 3 des Subventionsgesetzes 
vom 29. Juli 1976 (BGBI. 1 S. 2034, 2037) in der jeweils 
geltenden Fassung hinzuweisen. 

6.6 Mit Einreichen des Antrags berechtigt der Antragsteller 
die für den beabsichtigten Unternehmenssitz zuständige 
Handwerkskammer sowie die Bewilligungsstelle, alle Da­
ten auf Datenträgern zu speichern und für Zwecke der 
Statistik und der Erfolgskontrolle über die Wirksamkeit 
dieser Richtlinien auszuwerten sowie die Auswertungser­
gebnisse unter Berücksichtigung datenschutzrechtlicher 
Bestimmungen zu veröffentlichen. Er erklärt sich ferner zur 
Auskunft über die Angaben bereit, die zur Erfolgskontrolle 
dieser Richtlinien zu erfassen sind. 

7. Anweisungen zum Verfahren 

7 .1 Der Antrag ist zunächst bei der für den beabsichtigten 
Unternehmenssitz zuständigen Handwerkskammer einzu­
reichen. Sie führt die gegebenenfalls erforderliche Bera­
tung hinsichtlich des beabsichtigten Vorhabens sowie der 
Beantragung der Zuwendung durch und ist berechtigt, die 
Anträge einschließlich aller beigefügten Unterlagen zusam­
men mit dem Prüfergebnis entsprechend Nummer 4.4 an 
die Bewilligungsstelle weiterzuleiten. Das Verwaltungsver­
fahren beginnt mit dem Eingang der Unterlagen bei der 
Bewilligungsstelle. Darüber hinaus ist die jeweils zustän­
dige Handwerkskammer verpflichtet, die Bewilligungsstelle 
unverzüglich zu informieren, wenn bei dem nach diesen 
Richtlinien geförderten Handwerksbetrieb innerhalb von 
drei Jahren nach Auszahlung der Zuwendung Änderungen 
in der Handwerksrolle vorgenommen werden, die Auswir­
kungen auf die Förderfähigkeit im Sinne dieser Richtlinien, 
insbesondere auf Nummer 4.3, haben. 

7.2 Bewilligungsstelle ist die Investitionsbank Sachsen­
Anhalt, Domplatz 12, 39104 Magdeburg. 

7.3 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhe­
bung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung 
der gewährten Zuwendung gelten die Verwaltungsvor­
schriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt, soweit nicht in diesen Richtlinien Abwei­
chungen zugelassen worden sind. Eine (anteilige) Rück­
forderung der gewährten Zuwendung kommt insbesondere 
bei Nichteinhaltung der Nummer 4.3 in Betracht. 

7.4 Der Zuwendungsbetrag wird nach Vorlage der in Num­
mer 6.3 definierten Unterlagen ausgezahlt. Dabei gilt als 
Nachweis der erfolgten Gründung und Bestätigung der 
Aufnahme der wirtschaftlichen Tätigkeit im Rahmen der 
selbstständigen Vollexistenz zum Beispiel die Gewerbean-
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meldung, die Handwerkskarte, die Eintragung in.s Handels­
register oder der Vertrag zur Übernahme eines Betriebes. 

7.5 Der Landesrechnungshof, das Ministerium sowie die 
Bewilligungsstelle sind berechtigt, die zweckbestimmte und 
fristgerechte Verwendung der Zuwendung jederzeit zu prü­
fen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen sowie Aus­
künfte einzuholen. 

8. Sprachliche Gleichstellung 

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem 
RdErl. gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 

9. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieser RdErl. tritt am Tag nach der Veröffentlichung in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2023 außer Kraft. 

An 
die Investitionsbank Sachsen-Anhalt 
die Handwerkskammern Magdeburg und Halle 

Anlage 
(zu den Nummern 4.6 und 6.4 Satz 2) 

Soweit die Förderung nach diesen Richtlinien als Gewäh­
rung von De-minimis-Beihilfen nach der in diesen Richt­
linien benannten Verordnung (EU) Nr. 1407 /2013 erfolgt, 
sind zusätzlich und vorrangig folgende (De-minimis spezi­
fische) Festlegungen einzuhalten: 

1. Förderzeitraum 

Die Förderung ist zulässig bis längstens zum 31. Dezem­
ber 2023. 

2. Förderausschlüsse 

Die Förderung ist ausgeschlossen im Hinblick auf 

a) Beihilfen an Unternehmen, die in der Fischerei und der 
Aquakultur im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 104/2000 
des Rates vom 17. Dezember 1999 über die gemein­
same Marktorganisation für Erzeugnisse der Fischerei 
und der Aquakultur (ABI. L 017 vom 21. 1. 2000, S. 22), 
aufgehoben durch Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 (ABI. 
L 354 vom 28. 12. 2013, S. 1 ), tätig sind; 

b) Beihilfen an Unternehmen, die in der Primärerzeugung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind; 

c) Beihilfen an Unternehmen, die in der Verarbeitung und 
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind, 

aa) wenn sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder 
der Menge der bei Primärerzeugern erworbenen 
oder von dem betreffenden Unternehmen vermark­
teten Erzeugnisse richtet, oder 

bb) wenn die Beihilfe davon abhängig ist, dass sie ganz 
oder teilweise an die Primärerzeuger weitergege­
ben wird; 

d) Beihilfen für exportbezogene Tätigkeiten, die auf Mit­
gliedstaaten oder Drittländer ausgerichtet sind, das heißt 
Beihilfen, die unmittelbar mit den ausgeführten Mengen, 
mit der Errichtung und dem Betrieb eines Vertriebsnet­
zes oder mit anderen laufenden exportbezogenen Aus­
gaben in Zusammenhang stehen; 

e) Beihilfen, die davon abhängig sind, dass heimische 
Waren Vorrang vor eingeführten Waren erhalten. 

Ist ein Unternehmen sowohl in den Bereichen von Ab­
satz 1 Buchst. a, b oder c als auch in einem oder mehreren 
Bereichen tätig oder übt andere Tätigkeiten im Geltungs­
bereich der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 aus, so gilt 
die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 für Beihilfen, die für 
letztere Bereiche oder Tätigkeiten gewährt werden, sofern 
der betreffende Mitgliedstaat durch geeignete Mittel wie die 
Trennung der Tätigkeiten oder die Unterscheidung der Kos­
ten sicherstellt, dass die im Einklang mit der Verordnung 
(EU) Nr. 1407 /2013 gewährten De-minimis-Beihilfen nicht 
den Tätigkeiten in den vom Geltungsbereich der Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 ausgeschlossenen Bereichen zugute­
kommen. 

3. Begriffsbestimmungen 

Es gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

a) ,,landwirtschaftliche Erzeugnisse": die in Anhang I des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
aufgeführten Erzeugnisse mit Ausnahme der Fischerei­
und Aquakulturerzeugnisse innerhalb der Verordnung 
(EG) Nr. 104/2000; 

b) ,,Verarbeitung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses": 
jede Einwirkung auf ein landwirtschaftliches Erzeugnis, 
deren Ergebnis ebenfalls ein landwirtschaftliches Er­
zeugnis ist, ausgenommen Tätigkeiten eines landwirt­
schaftlichen Betriebs zur Vorbereitung eines tierischen 
oder pflanzlichen Erzeugnisses für den Erstverkauf; 

c) ,,Vermarktung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses": 
der Besitz oder die Ausstellung eines Produkts im Hin­
blick auf den Verkauf, das Angebot zum Verkauf, die 
Lieferung oder jede andere Art des lnverkehrbringens, 
ausgenommen der Erstverkauf durch einen Primär­
erzeuger an Wiederverkäufer und Verarbeiter sowie 
jede Tätigkeit zur Vorbereitung eines Erzeugnisses für 
diesen Erstverkauf; der Verkauf durch einen Primär­
erzeuger an Endverbraucher gilt als Vermarktung, wenn 
er in gesonderten, eigens für diesen Zweck vorgese­
henen Räumlichkeiten erfolgt; 

d) .,ein einziges Unternehmen": alle Unternehmen, die zuein­
ander in mindestens einer der folgenden Beziehungen 
stehen: 

aa) ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte 
der Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen 
Unternehmens; 

bb) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf­
sichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu 
bestellen oder abzuberufen; 
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cc) ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem ande­
ren Unternehmen geschlossenen Vertrag oder auf­
grund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, 
einen beherrschenden Einfluss auf dieses Unter­
nehmen auszuüben; 

dd} ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesell­
schafter eines anderen Unternehmens ist, übt ge­
mäß einer mit anderen Anteilseignern oder Gesell­
schaftern dieses anderen Unternehmens getrof­
fenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die 
Mehrheit der Stimmrechte von dessen Anteilseig­
nern oder Gesellschaftern aus. 

4. Förderhöchstbetrag 

Die Gesamtsumme der einem Unternehmen gewährten 
De-minimis-Beihilfen darf in einem Zeitraum von drei Steu­
erjahren 200 000 Euro nicht übersteigen. Der Gesamtbe­
trag der De-minimis-Beihilfe an ein Unternehmen, das im 
Bereich des gewerblichen Straßengüterverkehrs tätig ist, 
darf in einem Zeitraum von drei Steuerjahren 100 000 Euro 
nicht überschreiten. Diese Höchstbeträge gelten für De­
minimis-Beihilfen gleich welcher Art und Zielsetzung und 
unabhängig davon, ob die gewährte Beihilfe ganz oder 
teilweise aus Gemeinschaftsmitteln finanziert wird. Der 
Zeitraum bestimmt sich nach den Steuerjahren, das heißt 
den Kalenderjahren. 

Wird der vorgenannte einschlägige Höchstbetrag durch 
die Gewährung neuer De-minimis-Beihilfen überschritten, 
darf die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 für keine der neuen 
Beihilfen in Anspruch genommen werden. 

Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle De­
minimis-Beihilfen, die den beteiligten Unternehmen zuvor 
gewährt wurden, herangezogen werden, um zu ermitteln, 
ob eine neue De-minimis-Beihilfe für das neue oder das 
übernehmende Unternehmen zu einer Überschreitung des 
einschlägigen Höchstbetrags führt. 

Wird ein Unternehmen in zwei oder mehr separate Unter­
nehmen aufgespalten, so werden die De-minimis-Beihilfen, 
die dem Unternehmen vor der Aufspaltung gewährt wurden, 
demjenigen Unternehmen zugewiesen, dem die Beihilfen 
zugutekommen, also grundsätzlich dem Unternehmen, das 
die Geschäftsbereiche übernimmt, für die die De-minimis­
Beihilfen verwendet wurden. 

5. Förderung als verlorener Zuschuss 

Die Förderung ist auf die Gewährung eines (verlorenen) 
Zuschusses begrenzt. In·soweit bezieht sich der in Num­
mer 4 festgesetzte Höchstbetrag auf den Fall einer Barzu­
wendung. Bei den eingesetzten Beträgen sind die Brutto­
beträge, das heißt die Beträge vor Abzug von Steuern 
und sonstigen Abgaben, zugrunde zu legen. In mehreren 
Tranchen gezahlte Beihilfen werden zum Zeitpunkt ihrer 
Gewährung abgezinst. Der Zinssatz, der für die Abzinsung 
und die Berechnung des Bruttosubventionsäquivalents an­
zusetzen ist, ist der zum Zeitpunkt der Gewährung geltende 
Abzinsungssatz. 

6. Kumulierung 

De-minimis-Beihilfen dürfen weder mit staatlichen Bei­
hilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten noch mit staat-
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liehen Beihilfen für dieselbe Risikofinanzierungsmaßnah­
me kumuliert werden, wenn die Kumulierung dazu führen 
würde, dass die höchste einschlägige Beihilfeintensität 
oder der höchste einschlägige Beihilfebetrag, die oder 
der im Einzelfall in einer Gruppenfreistellungsverordnung 
oder einem Beschluss der Kommission festgelegt ist, über­
schritten wird. De-minimis-Beihilfen, die nicht in Bezug 
auf bestimmte beihilfefähige Kosten gewährt werden und 
keinen solchen Kosten zugewiesen werden können, dürfen 
mit anderen staatlichen Beihilfen kumuliert werden, die 
auf der Grundlage einer Gruppenfreistellungsverordnung 
oder eines Beschlusses der Kommission gewährt wurden. 

7. Besonderes Verfahren 

Vor Gewährung der Beihilfe hat das betreffende Unter­
nehmen seinerseits schriftlich in Papierform oder in elek­
tronischer Form jede De-minimis-Beihilfe anzugeben, die 
es in den vorangegangenen zwei Steuerjahren sowie im 
laufenden Steuerjahr erhalten hat. 

Beabsichtigt die fördernde Stelle, einem Unternehmen 
eine De-minimis-Beihilfe zu gewähren, teilt die fördernde 
Stelle dem Unternehmen schriftlich die voraussichtliche 
Höhe der Beihilfe (ausgedrückt als Bruttosubventionsäqui­
valent) mit und setzt das Unternehmen unter ausdrück­
lichem Verweis auf die hier zugrunde liegende Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 mit Angabe ihres Titels und der Fund­
stelle im Amtsblatt der Europäischen Union davon in Kennt­
nis, dass es sich um eine De-minimis-Beihilfe handelt. 

Dem Unternehmen kann alternativ ein Festbetrag mit­
geteilt werden, der dem auf der Grundlage der Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 gewährten Beihilfehöchstbetrag ent­
spricht. In diesem Fall ist für die Feststellung, ob der Bei­
hilfehöchstbetrag nach Nummer 4 eingehalten worden ist, 
dieser Festbetrag maßgebend. 

Die fördernde Stelle gewährt eine neue De-minimis­
Beihilfe erst, nachdem sie sich vergewissert hat, dass der 
Gesamtbetrag der De-minimis-Beihilfen, den das Unter­
nehmen in Deutschland in dem betreffenden Steuerjahr 
sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren erhalten 
hat, den in Nummer 4 genannten Höchstbetrag nicht über­
schreitet und sämtliche Voraussetzungen der Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 erfüllt sind. 

8. Dokumentationspflicht 

Die Bewilligungsstelle sammelt und registriert sämtliche 
mit der Anwendung dieser Anlage zusammenhängenden 
Informationen. Die Aufzeichnungen müssen Aufschluss 
darüber geben, ob die Bedingungen für die Anwendung 
der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 erfüllt worden sind. Die 
Aufzeichnungen über De-minimis-Einzelbeihilfen sind vom 
Zeitpunkt ihrer Gewährung an zehn Jahre lang aufzube­
wahren; bei Beihilferegelungen beträgt die Aufbewahrungs­
frist zehn Jahre ab dem Zeitpunkt, zu dem letztmals eine 
Einzelbeihilfe nach der betreffenden Regelung gewährt 
wurde. Die fördernde Stelle übermittelt über das Ministe­
rium und das für die Notifizierung zuständige Bundes­
ministerium an die Europäische Kommission auf deren 
schriftliches Ersuchen hin innerhalb von 20 Arbeitstagen 
oder einer von ihr in dem Auskunftsersuchen festgesetzten 



MB!. LSA Nr. 43/2022 vom 12.12.2022 

längeren Frist alle Informationen, die diese benötigt, um 
zu beurteilen, ob die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 ein­
gehalten wurde. 
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Änderung 

Erl. des MWL vom 22. November 2022 - 21-28015-6/8 

Bezug: 
RdErl. des MWL vom 21. Dezember 2021 (MBI. LSA 2022 S. 40) 

1. Der Bezugs-RdErl. wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1.2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a wird die Angabe „durch die Verord­
nung (EU) 2020/2221 (ABI. L 437 vom 28. Dezember 
2020, S. 30)" durch die Ac,gabe „durch Verordnung 
(EU) 2022/2039 (ABI. L 275 vom 25. Oktober 2022, 
S. 23)" ersetzt. 

bb) In Buchstabe d wird die Angabe „vom 20. Mai 2021 
(GVBI. LSA S. 286)" durch die Angabe „vom 23. Mai 
2022 (GVBI. LSA S. 127)" ersetzt. 

b) In Nummer 9 wird die Angabe „31. Dezember 2022" 
durch die Angabe „31. Dezember 2023" ersetzt. 

2. Dieser Erl. tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. 

An 
die Investitionsbank Sachsen-Anhalt 
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